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Hoher Landtag! 
 
 
 
Zum Gesetzesentwurf wird berichtet: 
 
 
 

Das NÖ Tierschutzgesetz 1985 ist mit 25. Juli 1986 in Kraft getreten. 

Die Kompetenz zur Gesetzgebung in Tierschutzangelegenheiten ist durch die 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes, BGBl. I Nr. 118/2004, auf den 

Bundesgesetzgeber übergegangen. 

Diese Kompetenz wurde vom Bund durch Erlassung des Bundesgesetzes über den 

Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz – TSchG), BGBl. I Nr. 118/2004, in Anspruch 

genommen. 

Das TSchG bestimmt, dass mit in Kraft treten die auf dem Gebiet des Tierschutzes, 

bestehenden landesgesetzlichen Bestimmungen außer Kraft treten (§ 44 Abs. 1 und 

2 TSchG). Gemäß den Ausführungen in der Regierungsvorlage bleiben die in den 

Landesgesetzen zum Schutz der Menschen enthaltenen Bestimmungen über die 

Haltung gefährlicher Tiere (z.B. § 7a des NÖ Tierschutzgesetzes 1985) sowie 

sonstige sicherheitspolizeiliche Regelungen im Rahmen der örtlichen 

Sicherheitspolizei unberührt. 

 

Die Regelungen über die Haltung von gefährlichen Wildtieren (bisher § 7a des NÖ 

Tierschutzgesetzes 1985) werden in das NÖ Polizeistrafgesetz aufgenommen. 

Das NÖ Tierschutzgesetz 1985 ist somit zur Gänze aufzuheben. 
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Die Aufhebung hat keine finanziellen Auswirkungen für den Bund, das Land und 

die Gemeinden. 

 

Die Aufhebung hat keine negativen Auswirkungen auf die Erreichung der Ziele des 
Klimabündnisses. 

 

Eine Mitwirkung von Bundesorganen ist nicht vorgesehen. 

 

 
 
 
Die NÖ Landesregierung beehrt sich daher, den Antrag zu stellen: 

 

Der Hohe Landtag wolle die beiliegende Vorlage der NÖ Landesregierung über den 

Entwurf der Aufhebung des NÖ Tierschutzgesetzes 1985 der verfassungsmäßigen 

Behandlung unterziehen und einen entsprechenden Gesetzesbeschluss fassen. 

 

 
 

NÖ Landesregierung 

Landesrätin Barbara   R o s e n k r a n z 

 


